
Das Justizministerium hat 
am 19. 11. 2020 den 
Entwurf eines Gesetzes 

zur Modernisierung des Perso-
nengesellschaftsrechts (MoPeG) 
veröffentlicht. Zu den Personen-
gesellschaften zählen die offene 
Handelsgesellschaft (OHG), die 
Kommanditgesellschaft (KG), 
die Partnerschaftsgesellschaft 
(PartG) und die Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts (GbR). In 
Deutschland existieren etwa 
500 000 steuerpflichtige Perso-
nengesellschaften. Im Vergleich 
dazu sind circa 750 000 soge-
nannte Kapitalgesellschaften – 
Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung beziehungsweise Aktien-
gesellschaften – eingetragen.

Die Neuregelung des Per-
sonengesellschaftsrechts ist 
erforderlich, da die bestehenden 
Regelungen zum einen nicht 
mehr zeitgemäß und zum an-
deren teilweise intransparent, 
zuweilen sogar widersprüchlich 
sind. Durch den Entwurf sollen 
die bestehenden Regelungen 
insbesondere an die praktischen 
Bedürfnisse von Gesellschaften 
und Gesellschaftern angepasst 

werden. Im Wesentlichen bein-
haltet das MoPeG die folgenden 
Änderungen:

◼ GbR wird teilweise register-
pflichtig: Die GbR gilt als Grund-
form aller Personengesellschaf-
ten. Der Gesetzgeber hatte diese 
ursprünglich als nicht rechtsfähi-
ge Gemeinschaft konzipiert. Der 
Bundesgerichtshof hat mit einem 
Grundsatzurteil aus dem Jahr 
2001 die sogenannte Teilrechts-
fähigkeit der GbR anerkannt, das 
heißt, dass die GbR als Außenge-
sellschaft rechtsfähig ist. 

Seit diesem Urteil deckt sich 
die Rechtsprechung nicht mehr 
mit der gesetzlichen Lage. Die-
ser Widerspruch soll dadurch 
beseitigt werden, dass künftig 
nunmehr auch für eine GbR die 
Möglichkeit einer Registrierung 
bestehen soll. Die Rechtsfä-
higkeit der GbR soll zwar auch 
künftig nicht an die Registrierung 
geknüpft werden. Wenn die GbR 
jedoch als Grundstücksberech-
tigte im Grundbuch geführt wird, 
soll das Voreintragungserforder-
nis hingegen bestehen. 

◼ Personenhandelsgesell-
schaft und freie Berufe: Nach der 
bisherigen gesetzlichen Rege-
lung können sich lediglich Steu-
erberater und Wirtschaftsprüfer 
in der Rechtsform der OHG, der 
KG beziehungsweise der GmbH & 
Co. KG organisieren. Das MoPeG 
sieht diese Möglichkeit auch für 
die sonstigen freien Berufe vor, 
wobei die Öffnung unter dem 
Vorbehalt der berufsrechtlichen 

Zulässigkeit durch den zuständi-
gen Bundes- oder Landesgesetz-
geber steht. 

Zu den freien Berufen zäh-
len selbstständig ausgeübte 
wissenschaftliche, künstleri-
sche, schriftstellerische, unter-
richtende oder erzieherische 
Tätigkeiten wie beispielsweise 
Ärzte, Zahnärzte, Ingenieure, 
Architekten, Rechtsanwälte und 
mehr. Dementsprechend kommt 
der Gesetzesänderung für diese 
Berufsgruppen eine große Be-
deutung zu: So bietet gerade die 
GmbH & Co. KG die Möglichkeit 
einer generellen Haftungsbe-
schränkung an. 

Im Gegensatz dazu ist diese 
bei bereits heute bestehenden 
Partnerschaftsgesellschaften 
mit beschränkter Haftung le-
diglich auf Verbindlichkeiten 
beschränkt, die ihre Ursache 

in einer fehlerhaften 
Berufsausübung 

haben. 
◼ Beschluss-

mängelrecht wird 
für OHG und KG 
eingeführt: Im 
Aktienrecht ist 

bei Beschlussmän-
geln zu differenzie-

ren, ob es sich um Män-
gel handelt, die nur durch eine 
Anfechtungsklage beseitigt wer-
den können oder um Mängel, die 
so schwerwiegend sind, dass sie 
aus sich heraus zur Nichtigkeit 
des Beschlusses führen. Diese 
Differenzierung soll künftig auch 
bei der OHG und der KG gelten. 
Anfechtbare Beschlussmängel 
müssen danach innerhalb einer 
Frist von drei Monaten angegrif-
fen werden. 

Zu beachten ist dabei, dass 
im Gesellschaftsvertrag von 
dieser Neuregelung abgewichen 
werden kann – über den soge-
nannten „opt-out“-Mechanismus 
(siehe Hintergrund).

Wie die konkrete Ausgestal-
tung des MoPeG aussehen wird, 
muss abgewartet werden. Die Re-
form des Personengesellschafts-
rechts wurde jedoch bereits im 
aktuellen Koalitionsvertrag zwi-
schen Union und SPD vereinbart. 
Es ist daher davon auszugehen, 
dass die Ratifizierung des neuen 
Gesetzes noch in dieser Legisla-
turperiode erfolgen wird. 

Nach der Ratifizierung emp-
fiehlt es sich daher, bei Perso-
nengesellschaften durch einen 
Fachanwalt für Handels- und 
Gesellschaftsrecht überprüfen 
zu lassen, ob im Einzelfall An-
passungsbedarf besteht – zum 
Beispiel durch Eintragung der 
GbR ins Register, durch Anpas-
sung des Gesellschaftsvertrages 
oder durch eine Änderung der 
Rechtsform.

Reform des Personengesellschaftsrechts steht vor der Ratifizierung
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Die GbR
Die Gesellschaft bürgerli-
chen Rechts (Abkürzung 
GbR, GdbR oder auch 
BGB-Gesellschaft) ist die 
einfachste Form der Per-
sonengesellschaft: So-
bald sich mindestens 
zwei Personen zur Ver-
folgung eines gemeinsa-
men Zwecks zusammen-
schließen, entsteht eine 
GbR. Die Gründung kann 
auch stillschweigend er-
folgen, etwa bei Gründung 
einer Fahrgemeinschaft. 
Gleichwohl empfiehlt es 
sich jedenfalls im unter-
nehmerischen Bereich, 
einen schriftlichen Ge-
sellschaftsvertrag zu ver-
einbaren.  
Die wesentlichen Vortei-
le einer GbR liegen darin, 
dass kein Mindest- 
kapital erforderlich ist und 
dass kaum bürokratischer 
Aufwand besteht. Somit 
sind die Gründungshinder-
nisse gerade für Existenz-
gründer sehr gering.  
Umgekehrt haften die  
Gesellschafter einer 
GbR persönlich und ge-
samtschuldnerisch für 
die Schulden der Gesell-
schaft.  
Die Frage der passen-
den Rechtsform sollte da-
her im Einzelfall sehr wohl 
überlegt sein. � mb
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Arbeitgeber darf 
Maske anordnen

Ein Arbeitgeber darf an-
ordnen, dass Beschäf-
tigte und Besucher ei-

nen Mund-Nasen-Schutz 
tragen. Der Gesundheits-
schutz wiegt schwerer als 
der Wunsch des Einzelnen, 
ohne Maske oder Gesichts-
visier zu arbeiten. Auch 
mit einem ärztlichen Attest 
kann man die Anordnung 
nicht ohne weiteres umge-
hen. Auf eine entsprechende 
Entscheidung des Arbeits-
gerichts Siegburg weist der 
DGB Rechtsschutz hin (Az.: 
4 Ga 18/20).

Im verhandelten Fall ar-
beitete der Kläger als Ver-
waltungsmitarbeiter im Rat-
haus. Im Mai 2020 hatte sein 
Arbeitgeber angeordnet, 
dass Beschäftigte und Be-
sucher Mund-Nasen-Bede-
ckungen tragen sollen. Der 
Mann legte daraufhin ein 
Attest vor, das ihn pauschal 
von der Maskenpflicht be-
freite. Auch ein Gesichtsvi-
sier lehnte er ab – und legte 
dafür ein weiteres Attest vor.

Ohne Gesichtsbedeckung 
wollte der Arbeitgeber den 
Mann aber nicht im Rat-
haus beschäftigen  und ver-
bot ihm den Zutritt. Der Klä-
ger beantragte den Erlass 
einer einstweiligen Verfü-
gung, doch das Gericht wies 
die Anträge ab. Der Gesund-
heits- und Infektionsschutz 
der Mitarbeiter und Besu-
cher sei höher zu werten als 
der Wunsch des Klägers.

Außerdem bemängelte 
das Gericht die Atteste. Sie 
müssten nachvollziehbar 
darlegen, warum die Person 
keine Maske tragen könne. 
In den Attesten des Klägers 
hatten keinerlei Gründe ge-
standen. � tmn

Gesichtshaut mit Lipiden 
schützen: Eisige Kälte drau-
ßen, aufgedrehte Heizung drin-
nen – gerade die Gesichtshaut 
muss im Winter einiges abkön-
nen. Wer häufig Maske tragen 
muss, setzt seine Haut zudem 
einem Klima aus, in dem Bak-
terien kleine Entzündungen 
entstehen lassen können, 
erklärt der Industrieverband 
Körperpflege- und Waschmit-
tel. Umso wichtiger ist eine 
reichhaltige Hautpflege.

Besonders eignen sich 
Produkte, die reich an Lipiden 
sind. Lipide sind wichtige Be-
standteile der Schicht, welche 
die Haut umgibt und schützt. 
Fehlen sie, ist die Haut trocke-
ner, dünner und zum Beispiel 
weniger vor dem Eindringen 
von Bakterien geschützt.

Wer bereits mit Reizungen 
oder Pickeln zu kämpfen 
hat, sollte seine Haut am 
Morgen und Abend besonders 
gründlich reinigen. Das geht 
gut mit einer Kombination 
aus Reinigungsmilch und 
Gesichtswasser, angepasst an 
den Hauttyp. In der Nacht hilft 
eine beruhigende Nachtcreme 
der Haut, sich besser zu rege-
nerieren.

Generell gilt: Sobald die 
Maske zu feucht wird, sollte 
man sie wechseln. Natürlich 
erst, nachdem die Hände 
gründlich gewaschen oder mit 
einem Desinfektionsmittel 
gereinigt wurden.

Der Nutri-Score hat Grenzen: 
Mit einem Buchstaben Aus-
kunft über die Nährstoffbilanz 
eines Lebensmittels geben, das 
verspricht die Farbskala Nutri-
Score. Sie reicht von A im dun-
kelgrünen Bereich bis E im 
roten Bereich und gibt einem 
im Supermarkt eine schnelle 
visuelle Bewertungsmöglich-

keit. Doch diese Einstufung 
hat auch ihre Grenzen, so die 
Verbraucherzentralen.

Der Nutri-Score erlaubt 
vor allem schnelle Vergleiche 
innerhalb einer Produktkate-
gorie: Welche Tiefkühlpizza, 
welcher Joghurt oder welches 
Müsli ist besser mit Blick auf 
die Nährwertzusammenset-
zung? Was die Skala laut den 
Verbraucherschützern aber 
nicht ist: ein umfassendes 
Bewertungssystem. Denn 
verschiedene Inhaltsstoffe 
werden bei der Berechnung des 
Scores nicht berücksichtigt, 
beispielsweise Vitamine, Mi-
neralstoffe oder ungesättigte 
Fettsäuren, aber auch Ge-
schmacksverstärker oder Zu-
ckeraustauschstoffe.Die Kritik 
der Verbraucherschützer: Her-
steller könnten beispielsweise 
mehr Zusatzstoffe einsetzen, 
um den Zucker- oder Fettgehalt 
eines Produktes zu drücken 
und so dessen Nutri-Score zu 
verbessern. Das sei natürlich 
nicht wünschenswert.

In die Berechnung des 
Nutri-Scores fließen auf 
der Seite der Nährwerte, 
die sich eher negativ auf die 
Gesundheit auswirken, nur 
der Energiegehalt sowie die 
enthaltene Menge an Zucker, 
gesättigten Fettsäuren und 
Salz ein. Auf der gesundheits-
förderlichen Seite werden 
Ballaststoffe, Eiweiße, Nüsse, 
Hülsenfrüchte, bestimmte Öle 
und der Anteil an Gemüse und 
Obst berücksichtigt. 

Unterm Strich könne der 
Nutri-Score zwar Hilfestellung 
geben, um bewusster einzu-
kaufen. Was genau in einem 
Produkt steckt, das verrät 
Verbrauchern weiterhin nur 
der Blick auf die Zutatenliste 
und die Nährwerttabelle auf 
der Verpackung. � red/tmn
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